
Plangemäß starteten bezüglich der
künftigen Landespolizeidirektio-
nen (LPD) Anfang März die Ver-

handlungen des Dienstgebers mit den
Personalvertretungsorganen und dem
Bundeskanzleramt. Die Arbeitsgruppe
um Mag. Mag. (FH) Konrad Kogler,
Leiter der Gruppe II/A in der General-
direktion für die öffentliche Sicherheit,
legte die Organisationsstruktur der
LPDs vor und präsentierte die Vorstel-
lungen bezüglich der Personaleinsatz-
konzepte.

Die Landespolizeidirektionen wer-
den von Landespolizeidirektorinnen
bzw. Landespolizeidirektoren geführt.
Diesen werden je zwei Stellvertreterin-
nen bzw. Stellvertreter zur Seite ste-
hen. Sie erhalten in ihre Zuständigkeit
eigene Geschäftsbereiche zugewiesen.
Entschieden wird in den LPDs aber
nach dem monokratischen Prinzip.

Landespolizeidirektion. Direkt dem
Landespolizeidirektor bzw. der Lan-
despolizeidirektorin unterstellt sind das
Büro Controlling und das Büro Öffent-
lichkeitsarbeit und interner Betrieb.
Das Controlling als wichtiges Füh -
rungsinstrument schafft die Grundla-
gen für die polizeiliche Strategie – mit
der Aufgabe, die Zielerreichung zu
überprüfen, bis hin zur Aufgabe, tages-
aktuelle Lagebilder zu erstellen. Die
Öffentlichkeitsarbeit wird direkt beim

Landespolizeidirektor angesiedelt, weil
sie unter anderem die Aufgabe hat zu
transportieren, wohin der Weg geht –
und zwar nach außen und nach innen.
Im internen Betrieb sind alle inner-
dienstlichen Angelegenheiten umfasst.

Geschäftsbereich A. Dem Stellver-
treter oder der Stellvertreterin, die bzw.
der für den Geschäftsbereich A verant-
wortlich ist, sind unterstellt: die Orga-
nisation und Strategie sowie der
Dienstvollzug, das heißt, die Dienst-
stellenstruktur, die Planstellen, die
Strategieplanung und die grundsätzli-
che Ressourcendefinition. Mit dem
Dienstvollzug sind die grundsätzlichen
Dienstvollzugsangelegenheiten für die
gesamte Landespolizeidirektion um -
fasst.

Geschäftsbereich B. Dem Stellver-
treter oder der Stellvertreterin, die bzw.
der für den Geschäftsbereich B verant-
wortlich ist, ist das Büro Rechtsangele-
genheiten unterstellt  – für die Abwick-
lung abteilungsübergreifender Rechts-
materien, wie zum Beispiel Daten-
schutzangelegenheiten, Schriftverkehr
mit den Unabhängigen Verwaltungsse-
naten, Angelegenheiten des Rech-
nungshofs sowie der Volksanwalt-
schaft.

Zum Geschäftsbereich B gehört
auch das Büro Qualitäts- und Wis-

sensmanagement, wo unter anderem
Qualitätsstandards festgelegt und über-
prüft werden sollen und Wissensmana-
gement im engsten Sinne betrieben
werden soll. Im Büro Budget werden
sämtliche grundsätzlichen und laufen-
den Budgetangelegenheiten abge-
wickelt.

Fachabteilungen. Unterhalb der Ge-
schäftsführung werden sieben Fachab-
teilungen eingerichtet; in Wien neun.
Sie werden von Abteilungsleitern ge-
führt und sind nicht explizit einem der
Direktoren zugeordnet. Die Geschäfts-
führer greifen auf die Abteilungen im
Rahmen der Verantwortungsbereiche
zu, die ihnen zugewiesen sind.

Die Grenz-, Fremdenpolizei und Ein-
satzabteilung wird – abgestimmt mit
dem Projekt zur Schaffung eines „Bun-
desamts für Fremdenwesen und Asyl“
(BFA) – für alle grenz- und fremden-
polizeilichen Aufgabenstellungen be-
traut sein, einschließlich der Aus-
gleichsmaßnahmen. Hinzu kommen
sämtliche Einsatzangelegenheiten.

Diese Abteilung wird in der LPD
Wien auf Grund deren Größe und Ar-
beitsanfalls zweigeteilt sein, in die
„Abteilung Fremdenpolizei und Anhal-
tevollzug“ und die „Einsatzabteilung“.
Zudem wird es in Wien weiterhin eine
„Abteilung Sondereinheiten“ geben.
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Behördenreform: Die nötigen Gesetzesänderungen wurden bereits im Nationalrat beschlossen.

Konkrete Pläne
Die Detailpläne für die Landespolizeidirektionen liegen vor. Die nötigen Gesetzesänderungen wurden im
Parlament beschlossen, Personaleinsatzkonzepte werden verhandelt. Die LPD-Reform ist im Zeitplan.
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Darin werden die Wiener Einsatzgrup-
pe Alarmabteilung (WEGA), die
Diensthundeeinheit und die – künftige
– Bereitschaftseinheit untergebracht
sein.

Die Landesverkehrsabteilung mit al-
len verkehrspolizeilichen und kraft-
fahrrechtlichen Angelegenheiten wird
im Wesentlichen bleiben, wie sie ist.

Das Landeskriminalamt mit allen
kriminalpolizeilichen Angelegenheiten
wird durch die behördlichen Struktu-
ren ergänzt; das sind im Grunde die
heutigen „Kriminalpolizeilichen Abtei-
lungen“ der Sicherheits-und Bundespo-
lizeidirektionen mit ihren juristischen
Kompetenzen.

In der Personalabteilung werden
sämtlichen dienst- und besoldungs-
rechtlichen Angelegenheiten abge-
wickelt.

Logistikabteilung. Die Logis tik steu -
erung erfolgt künftig gebündelt in der
Logistikabteilung. Dort werden zudem
alle anderen Infrastrukturangelegenhei-
ten angesiedelt sein, wie zum Beispiel
das Fahrzeugwesen, Ausrüstungs- oder

Ausstattungsangelegenheiten oder die
Beschaffung.

In der „Sicherheits- und Verwal-
tungspolizeilichen Abteilung“ werden
zum Beispiel das Strafamt und das
Verkehrsamt zusammengefasst und
Bereiche wie das Waffen-, Schieß- und
Sprengmittelwesen vollzogen werden.

Im Landesamt Verfassungsschutz
werden Verfassungsschutzaufgaben
zusammengefasst werden, die einen
engen Zusammenhang mit sonstigen
Aufgabenstellungen der Sicherheits-
behörden haben, speziell mit der Ver-
waltungspolizei, der Extremismus-
bekämpfung sowie dem Personen- und
Objektschutz. Die Terrorismusbekämp-
fung wird beim „Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und Terrorismus-
bekämpfung“ (BVT) gebündelt sein.

Gesetzesänderungen. Der verfas-
sungsrechtliche Änderungsbedarf ging
am 28. Februar 2012 durch den Minis -
terrat, der einfach gesetzliche Ände-
rungsbedarf mit insgesamt 87 Gesetzen
passierte ihn am 27. März 2012. Beide
Blöcke wurden am 19. April 2012 im
Nationalrat beschlossen und sollen

noch in der ersten Jahreshälfte im Bun-
desgesetzblatt verlautbart werden.

Bis dahin sollen auch die Verhand-
lungen mit den Personalvertretungsor-
ganen und dem Bundeskanzleramt ab-
geschlossen sein. Anfang des Sommers
werden die Stellen der Landespolizei-
direktoren und deren Stellvertreter aus-
geschrieben werden; unwesentlich spä-
ter werden die übrigen Führungsposi-
tionen ausgeschrieben. Im Herbst wer-
den die Planstellen nach und nach be-
setzt, so dass die Strukturen Ende des
Jahres aufgebaut und mit 1. Jänner
2013 in den Echtbetrieb übergehen
können.

Im März 2012 begann die Arbeits-
gruppe Infrastruktur mit Detailplanun-
gen. Nach und nach werden die Raum-
und Funktionskonzepte in den Bundes-
ländern erstellt und die nötige techni-
schen Infrastruktur angepasst. Ab Mitte
des Jahres werden die Konzepte suk-
zessive umgesetzt.

In der Arbeitsgruppe Personalent-
wicklung werden derzeit Ausbildungs-
modelle entwickelt. Den Anforderun-
gen der Arbeitsplätze entsprechend,
werden unter anderem sie die Voraus-
setzungen für die optimale Planstellen-
besetzung geschaffen. G. B.
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LANDESPOLIZEIDIREKTOR/IN

BÜRO (L1) ÖFFENTLICH-
KEITSARBEIT, INTERNER 

BETRIEB

BÜRO (A1) ORGANI -
SATION, STRATEGIE  
UND DIENSTVOLLZUG

POLIZEIKOMMISSARIATE

LANDESAMT VERFASSUNGSSCHUTZ

PERSONALABTEILUNG (PA)

LOGISTIKABTEILUNG

SICHERHEITS- UND VERWALTUNGS -
POLIZEILICHE ABTEILUNG (SVA)

GRENZ- UND FREMDENPOLIZEI UND 
EINSATZABTEILUNG (GFEA)

LANDESVERKEHRSABTEILUNG (LVA)

LANDESKRIMINALAMT (LKA)

REFERAT (A 1.1) 
ORGANISATION UND

STRATEGIE

REFERAT (A 1.2) 
DIENSTVOLLZUG

REFERAT (A 1.3) 
POLIZEIÄRZTLICHER

DIENST

BÜRO (B1)
RECHTSANGELE -

GENHEITEN

BÜRO (B2)
QUALITÄTS- UND

WISSENSMANAGEMENT

BÜRO (B3)
BUDGET

BÜRO (L2) 
CONTROLLINGSTELLE

LANDESPOLIZEIDIREKTOR/IN-
STELLVERTRETER/IN

GESCHÄFTSBEREICH A GESCHÄFTSBEREICH B

LANDESPOLIZEIDIREKTOR/IN-
STELLVERTRETER/IN

LANDESPOLIZEIDIREKTION (LPD) • GRUNDSTRUKTUR • ENTWURF

Geplante Grundstruktur der neuen Landespolizeidirektionen (ausgenommen Wien).
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